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Tagesordnungspunkt:
Kommunalfreundliche Lösung bei Rückstellungen für Integrationshilfen umsetzen 

Beschlussvorschlag:
Der Landschaftsausschuss fordert die Verwaltung auf, seinen Mitgliedskommunen die folgenden alternativen 
Vorschläge für eine kommunalfreundliche Lösung der Problematik über Rückstellungen für Integrationshilfen zu 
unterbreiten:

- In einer gegenseitigen Erklärung zwischen dem LVR und seinen Mitgliedskommunen, die 
die abgegebene Garantieerklärung des LVR ersetzt, verpflichtet sich der LVR bei einer 
entsprechenden Gerichtsentscheidung zugunsten der Kommunen, rückwirkend bis 
2012/2013 den Aufwand für Integrationshilfen zu erstatten. Im Gegenzug verpflichtet 
sich jede Mitgliedskörperschaft, dem LVR denjenigen Anteil seines Erstattungsaufwands 
zu ersetzen, der dem Anteil der jeweiligen Kommune am Umlageaufkommen des LVR 
entspricht. 

- In einer gegenseitigen Erklärung vereinbaren der LVR und seine Mitgliedskörperschaften, 
dass die Kostenübernahme für Integrationshilfen erst für die Zeit nach einem 
rechtskräftigen Urteil ggfs. neu geregelt wird. Das heißt, bis zu einem Gerichtsurteil 
bleibt es bei der bisherigen Kostenübernahme durch die örtlichen Träger der Sozialhilfe. 
Bei einem Urteil zugunsten der Kommunen übernimmt der LVR künftig die Kosten für 
Integrationshilfeleistungen. Diese Erklärung ersetzt die Garantieerklärung des LVR vom 
Dezember 2015, dass bei einem Gerichtsurteil zuungunsten des LVR den Kommunen 
rückwirkend ab dem Schuljahr 2012/2013 die Aufwendungen für Integrationshilfen 
erstattet werden. 

Gleichzeitig kündigt der LVR an, dass bei einer Zustimmung der Kommunen zu einer der beiden 
vorgenannten Varianten die bisher gebildeten Rückstellungen für Integrationshilfen in Höhe von 
220 Millionen Euro sofort aufgelöst und an die Kommunen im Rheinland rückerstattet werden. 



Außerdem sichert der LVR seinen Mitgliedskommunen zu, dass in diesem Fall in den 
Haushalten 2017 und 2018 keine weiteren Rückstellungen für Integrationshilfen eingeplant 
werden.

Begründung:
Aufgrund der Rechtsstreitigkeit mit seinen Mitgliedskommunen über die Zuständigkeit für 
Integrationshilfen hat der LVR in den Jahresabschlüssen 2014 und 2015 insgesamt 220 Millionen 
Euro an zum großen Teil ungeplanten Rückstellungen gebildet. Dieses Geld wurde über die 
Umlage den Kommunen im Rheinland entzogen. Dies belastet insbesondere die sich in Stufe 1 
des Stärkungspakts befindlichen Kommunen schwer. Denn diese müssen zum großen Teil im 
Jahresabschluss 2017 ein ausgeglichenes Ergebnis präsentieren, um weiter von den Leistungen 
des Stärkungspakts profitieren zu können.

Bis zu einem Gerichtsurteil, mit dem frühestens in den Jahren 2019 oder 2020 zu rechnen ist, 
zahlen die Kommunen doppelt: Sie müssen weiterhin die tatsächlichen Kosten für 
Integrationshilfen bezahlen, und sie finanzieren gleichzeitig über die Umlage die beim LVR 
gebildeten Rückstellungen. Sollte sich der LVR der Empfehlung im Schreiben des nordrhein-
westfälischen Innenministeriums anschließen, dass bei Risikorückstellungen jeweils der gesamte 
zu erwartende Aufwand zu berücksichtigen ist, dann ist bis 2020 mit etwa 800 Millionen Euro an 
Rückstellungsbedarf zu rechnen.

Angesichts der oben bereits dargestellten besonderen Problematik bei Kommunen, die sich im 
Stärkungspakt befinden, aber auch aufgrund der nach wie vor angespannten Finanzsituation in 
fast allen rheinischen Kommunen, ist dies nicht hinnehmbar. In seinem Erlass hat das 
Innenministerium deshalb einen Weg skizziert, wie diese Problematik durch eine gegenseitige 
Erklärung von LVR und seinen Mitgliedskommunen gelöst werden kann. (siehe Anlage)

Gleichwohl gibt es noch einen zweiten Weg. Wenn sich der LVR und seine Mitgliedskommunen 
darauf verständigen, dass die Kostenübernahme bei Integrationshilfen erst im Nachgang zu 
einem rechtskräftigen Urteil ggfs. neu geregelt wird, entfällt die Notwendigkeit, im Haushalt des 
LVR Rückstellungen einzuplanen und diese in den Jahresabschlüssen zu realisieren.

Um den Kommunen einen zusätzlichen Anreiz zum Abschluss einer solchen Vereinbarung zu 
bieten, sollte der LVR zusichern, dass in diesem Fall die bereits gebildeten Rückstellungen 
aufgelöst und unmittelbar wieder den Mitgliedskommunen rückerstattet werden. Außerdem wird 
darauf verzichtet, im Doppelhaushalt 2017/2018 weitere Mittel für Rückstellungen in diesem 
Bereich einzuplanen. Beides würde gerade den im Stärkungspakt befindlichen Kommunen für 
ihre Jahresabschlüsse 2017 und 2018 sehr zugute kommen.
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